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Niedriglohnbeschäftigung in Deutschland 

 
J­Prof. Dr. Carola Grün 
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Entwicklung der Niedriglohnlücke - relativer Abstand zur Niedriglohnschwelle

 Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis von SOEP und BHPS. 

Niedriglohnbeschäftigung  hat 
in  der  öffentlichen  Wahrneh‐
mung  viele  Gesichter:  Mini‐, 
Midi‐  und  Ein‐Eurojobs,  Sai‐
sonverträge,  aber  auch  gering 
bezahlte  Arbeit  in  sozial‐
versicherungspflichtiger  Be‐
schäftigung.  Manche  niedrig 
entlohnte Tätigkeiten  sind  von 
den Sozialabgaben befreit oder 
werden  durch  Transferleistun‐
gen  ergänzt,  andere  bilden  die 
einzige Einkommensquelle. Die 

Formen  sind  sehr  unterschiedlich  und  somit  kaum  ver‐
gleichbar,  so dass man nicht nur von einem,  sondern von 
mehreren Niedriglohnsektoren sprechen könnte.  

Wenn  man  nur  die  Gruppe  der  sozialversicherungs‐
pflichtigen  Beschäftigten,  zu  der  in  Deutschland  ca.  80% 
aller Erwerbstätigen gehören, betrachtet, ist eine aussage‐
kräftige  Abgrenzung  des  Niedriglohnsektors  durchaus 
möglich.  Die  Niedriglohnschwelle  wird  meist  bei  67  Pro‐
zent  des Medians  der  Bruttolohnverteilung  aller  Beschäf‐
tigten  festgesetzt.  Sofern  für  die  Berechnung  keine  Stun‐
denlöhne  herangezogen werden  können, muss  Teilzeitar‐
beit von der Analyse ausgeschlossen werden.  

Die Größe des Niedriglohnsektors gemäß dieser Definition 
schwankt  etwas  in  Abhängigkeit  der  verwendeten  Daten. 
Untersuchungen  des  Instituts  für  Arbeitsmarkt‐  und  Be‐
rufsforschung  weisen  für  2005  eine  Quote  von  17%  aus, 
eine  vor  kurzem  veröffentlichte  und  in  der  Öffentlichkeit 
stark beachtete Studie des Instituts Arbeit und Qualifikati‐
on  der  Universität  Duisburg‐Essen  berechnet  22%  für 
2006. Hinsichtlich der Entwicklung über die Zeit und den 
von  Niedriglohn  Betroffenen  herrscht  hingegen  Einigkeit. 
Niedriglohnbeschäftigung  hat  in  den  letzten  10  Jahren 
stetig  zugenommen.  Auch  ist  der  relative  Abstand  zwi‐
schen  (Niedrig)lohn  und  Niedriglohnschwelle  kontinuier‐
lich gestiegen, das heißt die Verteilung innerhalb des Nied‐
riglohnsektors ist ungleicher geworden.  

Deutschland  hat  damit  eine  andere  Entwicklung  genom‐
men als beispielsweise Großbritannien. Während dort die 
Niedriglohnquote zwischen 1995‐2005 relativ konstant ca. 

20%  betrug,  hat  sich  die  sogenannte  Niedriglohnlücke 
verringert  und  den  Werten  für  Deutschland  angenähert 
(siehe Grafik).  

Ein  überdurchschnittliches  Niedriglohnrisiko  tragen  in 
Deutschland  Frauen,  Beschäftigte  in  den  neuen  Bundes‐
ländern, Personen ohne abgeschlossene Berufsausbildung, 
Beschäftigte  in  Kleinbetrieben  und  Personen  mit  nicht‐
deutscher  Staatsangehörigkeit.  Niedriglohnjobs  sind  eher 
im  Dienstleistungsbereich  als  in  der  Industrie  zu  finden, 
vor allem im Hotel‐ und Gaststättengewerbe, Einzelhandel 
und bei personenbezogenen Dienstleistungen  (z. B. Haus‐
haltsangestellte und Pflegekräfte). 

Klassische Teilzeitarbeit (Halbtagsjob im Büro) hat ein nur 
leicht  erhöhtes  Niedriglohnrisiko  gegenüber  Vollzeitbe‐
schäftigung. Anders  sieht  es bei  geringfügig Beschäftigten 
(z.B. Minijobber) aus: deren Entlohnung liegt überwiegend 
unterhalb der hier verwendeten Niedriglohngrenze, wobei 
zu  berücksichtigen  ist,  dass  sie  von  Sozialabgaben befreit 
sind.  Ein‐Eurojobs  sind meist  gemeinnützige  Arbeitsgele‐
genheiten und stellen somit kein normales Arbeitsverhält‐
nis dar.   

Wie steht es um die Aufstiegsmöglichkeiten aus dem Nied‐
riglohnsektor? Auch hier weichen Untersuchungsergebnis‐
se  in  Abhängigkeit  der  konkreten  Vorgehensweise  etwas 
voneinander  ab:  Basierend  auf  Haushaltsdaten  des  SOEP 
für  die  Jahre  1998‐2003  wurde  gezeigt,  dass  männliche 
Niedriglohnempfänger  mit  einer  Wahrscheinlichkeit  von 
ca.  45%  im  darauffolgendem  Jahr  eine  besser  entlohnte 
Tätigkeit  gefunden  haben.  Administrative  Datenquellen 
wie  die  Beschäftigtenstatistik  der  Bundesagentur  für  Ar‐
beit  weisen  für  den  Zeitraum  1995‐2000  eine  deutlich 
geringere Aufwärtsmobilität aus. 

Aber  es  gibt  auch  hier  Übereinstimmungen.  So  zeigt  sich 
bei  beiden  Studien  ein  beträchtliches Ausmaß  an Pfadab‐
hängigkeit, dass heißt, allein die Tatsache, im Niedriglohn‐
sektor  beschäftigt  zu  sein,  verringert  die Wahrscheinlich‐
keit,  in eine besser entlohnte Tätigkeit zu wechseln. Auch 
liegt die Wahrscheinlichkeit, im nächsten Jahr arbeitslos zu 
sein mit ungefähr 13% deutlich über der  für Beschäftigte 
in besser bezahlten (und damit wohl stabileren) Jobs.  

Im Vergleich zu Arbeitslosen haben Niedriglohnempfänger 
trotz allem bessere Aussichten, 
einen  solchen  Job  zu  finden. 
Der Niedriglohnsektor hat also 
durchaus  auch  eine  Sprung‐
brettfunktion.  Und  vielleicht 
wissen  Niedriglohnempfänger 
dies auch: Unterschiede  in der 
Lebenszufriedenheit  sind  rela‐
tiv  stark  ausgeprägt  zwischen 
Arbeitslosen  und  Erwerbs‐
tätigen,  aber  nicht  signifikant 
zwischen  Beschäftigten  mit 
Löhnen  unter‐  oder  oberhalb 
der Niedriglohnschwelle.  

Carola Grün,  Juniorprofessur 
für Entwicklungsökonomik  
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Die vertragliche Austrittsoption: Neue Verhandlungsmacht für die EU­Mitgliedsländer? 

 
Susanne Lechner 

Seit fast einem Jahr befindet sich der Vertrag von Lissabon 
im Ratifikationsprozess, der durch das (un)erwartete Nein 
der  irischen  Bevölkerung  verlängert  wurde.  Ob  das  Ver‐
tragswerk bereits 2009 in Kraft treten wird, ist vermutlich 
erst  nach der  Tagung des Europäischen Rates  im Dezem‐
ber 2008 abzuschätzen. 

Dieser  Vertrag  beinhaltet  im  Vergleich  zur  bestehenden 
Rechtslage des Vertrages von Nizza Änderungen und Neu‐
erungen,  die  die  EU  für  die  Herausforderungen  des  21. 
Jahrhunderts institutionell und politisch stärken sollen. Ein 
Novum  ist  die  explizite  Austrittsoption  (Art.  50),  die  es 
jedem Mitgliedsland ermöglicht, freiwillig und ohne Anga‐
be von Gründen, den Staatenverbund zu verlassen.  In der 
Betrachtung  des  bisherigen  Integrationsprozesses  kann 
festgestellt werden, dass seit der Gründung kein Staat die 
EU  verlassen  hat,  so  dass  sich  zwei  berechtigte  Fragen 
stellen:  Weshalb  sollte  ein  Austritt  vertraglich  verankert 
werden,  und welche Relevanz  besitzt  eine  rechtlich  gere‐
gelte Austrittsoption tatsächlich? 

Die  institutionelle  Verankerung  des  Austrittsrechtes  birgt 
eine  Vielzahl  von  Chancen  als  auch  Risiken:  Einerseits 
werden durch die Austrittsoption zum Beispiel übermäßi‐
ge  Zentralisierungstendenzen  der  EU  begrenzt  und  damit 
dem  Prinzip  der  Subsidiarität  Ausdruck  verliehen.  Der 
Vorwurf, die EU sei ein starres Gefüge, ist damit nicht mehr 
haltbar: Vielmehr wird dem Umstand Rechnung getragen, 
dass optimale  Integrationsräume wie die EU eine system‐
immanente  Dynamik  beinhalten,  auf  die  nun  flexibel  – 
etwa  durch  einen Austritt  –  reagiert werden  kann.  Ande‐
rerseits  widerspricht  die  Austrittsmöglichkeit  dem  Kon‐
zept einer  immer enger werdenden, dauerhaft angelegten 
Union.  Die  weitere  Verflechtung  der  Mitgliedsländer  un‐
tereinander  und  deren  Solidarität  zueinander  könnte  be‐
einträchtigt  werden:  Der  Anreiz,  etwa  gemeinsame  Leis‐
tungen zu erbringen, die  in Form von öffentlichen Gütern 
bereit  gestellt  werden,  sinkt,  und  die  Notwendigkeit  bei 
unterschiedlichen Präferenzen  zu  kooperieren  entfällt,  da 
die Mitgliedsländer nun  im Sinne von Hirschman anstelle 
der  Voice‐Option  auch  die  Exit‐Option wahrnehmen  kön‐
nen.  Trotz  der  Risiken  wurde  die  Austrittsmöglichkeit  in 
den  Vertrag  aufgenommen,  da  es  politisch  nicht  wün‐
schenswert sei, einem Staat, der keine weitere Teilhabe am 
Integrationsprojekt  EU wünscht,  den  Austritt  zu  verweh‐
ren.  

Hinsichtlich der Relevanz der Austrittsoption könnten die 
jüngsten  Entwicklungen  im  Ratifikationsprozess  ein  Bild 
davon  vermitteln,  welchen  Stellenwert  ein  Austrittsrecht 
einnehmen  könnte:  Das  (bisherige)  Nein  der  Iren  zum 
Reformvertrag und auch die kritische Haltung Polens und 
Tschechiens  haben  Ausschlag  für  Diskussionen  gegeben, 
deren  Spektrum  vom  Ausschluss  der  reformunwilligen 
Staaten bis hin zur Neugründung der Europäischen Union 
ohne die Blockierer reicht.  Die Option des Austritts könnte 
hierbei eine ernstzunehmende Alternative zum Verbleib in 
der  EU  darstellen,  etwa  wenn  exogene  bzw.  endogene 
Faktoren  zu  einer  Modifizierung  des  bisherigen  Kosten‐
Nutzen‐Kalküls  der  EU‐Mitgliedschaft  führen.  Ein  Faktor 
sind  beispielsweise  die  letzten  Erweiterungsrunden,  die 

dazu  führten,  dass  die  Mit‐
gliedsländer  in  ihrer  Zusam‐
mensetzung  und  ihren  Präfe‐
renzen  wesentlich  hetero‐
gener  geworden  sind,  was 
sich  unter  anderem  in  er‐
schwerten  Entscheidungsfin‐
dungsprozessen  widerspie‐
gelt.  Auch  der  Vertrag  von 
Lissabon  birgt  Konfliktpoten‐
tial: Durch die darin veranker‐
te Aufwertung der Mehrheits‐
entscheidungen  besteht  die 
Gefahr, dass bei zukünftigen Entscheidungen Mitgliedslän‐
der verstärkt überstimmt werden und dadurch ihre bishe‐
rige  Kosten‐Nutzen‐Bilanz  der  EU‐Mitgliedschaft  außer 
Balance gerät. Das Austrittsrecht als demokratisches Mittel 
erhält  somit  für  die  Mitgliedsländer  praktische  Relevanz: 
Sie können es als potentielles Drohinstrument nutzen, um 
von  der  EU  Zugeständnisse  zu  erwirken  und  damit  die 
eigene Nutzenposition zu verbessern. Erhalten somit mög‐
licherweise  die Mitgliedsländer  durch  die  Austrittsoption 
Verhandlungsmacht im Sinne eines Vetorechtes bei Mehr‐
heitsentscheidungen (zurück)?  

Im Rahmen einer Analyse von Lechner/Ohr (2008)* wurde 
dieser Fragestellung nachgegangen: Die EU trifft eine Ent‐
scheidung,  die  der  Mehrheit  ihrer  Mitglieder  zugute 
kommt. Ein Mitgliedsland erfährt durch die Entscheidung 
jedoch einen Nutzenverlust, für den es eine Kompensation 
fordert,  an  die  bei  Nichtgewährung  der  Austritt  geknüpft 
ist.  Es  werden  drei  Abstimmungsszenarien  betrachtet: 
Abstimmung  mit  Einstimmigkeit,  Mehrheitsentscheidung 
ohne Austrittsoption und Mehrheitsentscheidung mit Aus‐
trittsoption.  Mit  Hilfe  eines  spieltheoretischen  Ansatzes 
konnte aufgezeigt werden, dass  im Falle der Abstimmung 
mit Einstimmigkeit höhere Kompensationszahlungen von‐
seiten der EU zu erwarten sind als etwa bei Mehrheitsab‐
stimmungen  mit  der  Austrittsoption.  Marginale  Kompen‐
sationszahlungen gehen mit der Austrittsoption ohne Aus‐
trittsmöglichkeit  einher.  Werden  jedoch  die  Ergebnisse 
spieltheoretischer  Experimente  zugrunde  gelegt,  so  kann 
der Transfer der EU im Falle einer Mehrheitsentscheidung 
mit  Austrittsoption  dem  maximalen  Transfer,  den  es  bei 
Einstimmigkeit  dem  Mitgliedsland  anbieten  würde,  ent‐
sprechen.  Die  Mitgliedsländer  erhalten  daher  durch  die 
Austrittsoption Verhandlungsmacht zurück, die sich in der 
Höhe des Transfers äußert, den die EU bereit ist, dem Mit‐
gliedsland  für  seinen  Verbleib  zu  zahlen:  Indem  es  die 
Glaubwürdigkeit  seiner  Austrittsdrohung  durch  „Cheap 
Talk“ erhöht, kann das Mitgliedsland unter Umständen die 
Kompensationssumme nach oben treiben.  

Mit der vertraglich geregelten Austrittsoption erhalten die 
Mitgliedsländer  neue  Verhandlungsmacht,  die  –  im Ange‐
sicht  der  derzeitigen politischen Entwicklungen  auf  euro‐
päischer  Ebene  –  den weiteren  Integrationsprozess maß‐
geblich prägen kann.  

Susanne Lechner, M.A., Mitarbeiterin des cege 
*cege‐ Diskussionspapier No. 77. 
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cege­Forschungskolloquium im  
Wintersemester 2008/2009 

16. Oktober 2008  ‐ Matthias Stürmer  (ETH Zürich): „In‐
centives and costs in implementing Private – Collective In‐
novation: A case study”  

23. Oktober  2008  ‐ Prof. Dr. Matthias Blonski  (Johann 
Wolfgang  Goethe  Universität  Frankfurt):  „Excess  Returns 
of Companies with a Distinguished Player”  

30.  Oktober  2008  ‐  Prof.  Dr.  Hans  Fehr  (Julius‐
Maximilians‐Universität  Würzburg):  „Private  Retirement 
Savings  in  Germany:  The  Structure  of  Tax  Incentives  and 
Annuitization” 

6.  November  2008  ‐  MComm  (Economics)  Dieter  Von 
Fintel  (University  of  Stellenbosch,  Südafrika):  „Inequality 
in  a  pre‐industrial  society:  evidence  from  early  Cape  Col‐
ony tax records” 

13. November 2008 ‐ Dr. Melanie Arntz (Zentrum für Eu‐
ropäische  Wirtschaftsforschung  Mannheim):  „Reforming 
Consumer Directed Care in Germany: A Woodwork Effect?” 

4. Dezember 2008  ‐ Dr. Heike Hennig­Schmidt (BonnE‐
conLab, Rheinische Friedrich‐Wilhelms‐Universität Bonn): 
„Physicans'  Provision  Behavior  under  Different  Payment 
Systems – An Experimental Investigation“ 

8.  Januar 2009  ‐ Prof. Lars­Erik Borge (Norwegian Uni‐
versity  of  Science  and Technology, Norwegen):  „Local  ad‐
justment  to  temporary  matching  grant  programs:  A  dy‐
namic analysis” 
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cege­Symposium am 8. Mai 2009 
Call for Papers 

Vor  dem Hintergrund  des  jüngsten  irischen Referendums 
und seiner Auswirkungen auf die Ratifikation des Vertrags 
von Lissabon plant das cege  am 8. Mai 2009 ein Symposi‐
um  mit  Wissenschaftlern  aus  den  Bereichen  Ökonomie, 
Rechtswissenschaften  und  Politikwissenschaften.  Das 
Rahmenthema  lautet  „Bedeutung  von  Referenden  für 
den  Europäischen  Integrationsprozess“.  Vortragsvor‐
schläge sind bitte mit einem kurzen Abstract bis spätestens 
31.  Januar  2009  zu  senden  an  renate.ohr@wiwi.uni‐
goettingen.de.  

cege­Diskussionspapiere 
Auf  der  cege‐Homepage  stehen  neue  cege‐Diskussions‐
papiere als Download zur Verfügung.  

• Beitrag  74: Nowak­Lehmann D., Felicitas / Vollmer, 
Sebastian  /  Martínez­Zarzoso,  Inmaculada:  “Does 
Comparative Advantage Make Countries Competitive? A 
Comparison of China and Mexico.“ 

• Beitrag  75:  Höhenberger,  Nicole  /  Schmiedeberg, 
Claudia:  “Structural  Convergence  of  European  Count‐
ries.“ 

• Beitrag 76: Kühl, Michael: “Strong comovements of ex‐
change  rates:  Theoretical  and  empirical  cases  when 
currencies become the same asset.” 

• Beitrag  77:  Lechner,  Susanne  /  Ohr,  Renate:  “The 
right  of  withdrawal  in  the  Treaty  of  Lisbon:  A  game 
theoretic  reflection  on  different  decision  processes  in 
the EU.” 
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